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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012
sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 36. Sitzung am 22. Mai 2014 aufgrund der

Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Recht und

Verbraucherschutz – Drucksache 18/1492 – den von der Bundesregierung

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU)

Nr. 1215/2012 sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften

– Drucksache 18/823 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 13.06.14

Erster Durchgang: Drs. 26/14



1. Artikel 3 wird wie folgt gefasst:

‚Artikel 3

Änderung des Rechtspflegergesetzes

Das Rechtspflegergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2013 (BGBl. I
S. 778; 2014 I S. 46), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3799) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

„11. die Ausstellung, die Berichtigung und der Widerruf einer Bestätigung nach den §§
1079 bis 1081 der Zivilprozessordnung, die Ausstellung der Bestätigung nach §
1106 der Zivilprozessordnung sowie die Ausstellung der Bescheinigung nach §
1110 der Zivilprozessordnung;“.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§§ 114 und 115“ durch die Angabe „§§ 114 bis
116“ ersetzt.

2. In § 25a werden die Wörter „§ 20 Nummer 4 und 5“ durch die Wörter „§ 20 Absatz 1
Nummer 4 und 5 sowie Absatz 2“ ersetzt.‘

2. Artikel 7 Nummer 7 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

‚b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:

„(5) Solange in Verfahren vor den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit der Wert nicht
festgesetzt ist und sich der nach den Absätzen 3 und 4 Nummer 1 maßgebende Wert auch
nicht unmittelbar aus den gerichtlichen Verfahrensakten ergibt, sind die Gebühren vorläufig
nach dem in Absatz 4 Nummer 1 bestimmten Mindestwert zu bemessen.“ ‘

3. Nach Artikel 11 werden die folgenden Artikel 12 bis 14 eingefügt:

‚Artikel 12

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes

§ 73a Absatz 4 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Oktober
2013 (BGBl. I S. 3836) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nach den §§ 114 bis
116 der Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 der Zivilprozessordnung
bezeichneten Maßnahmen, der Beurkundung von Vergleichen nach § 118 Absatz 1 Satz 3 der
Zivilprozessordnung und der Entscheidungen nach § 118 Absatz 2 Satz 4 der
Zivilprozessordnung obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des jeweiligen
Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das Verfahren insoweit überträgt. Liegen die
Voraussetzungen für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hiernach nicht vor, erlässt der
Urkundsbeamte die den Antrag ablehnende Entscheidung; anderenfalls vermerkt der
Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antragsteller nach seinen persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in welcher Höhe
gegebenenfalls Monatsraten oder Beträge aus dem Vermögen zu zahlen sind.“
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Artikel 13

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung

§ 166 Absatz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3786) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nach den §§ 114 bis
116 der Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 der Zivilprozessordnung
bezeichneten Maßnahmen, der Beurkundung von Vergleichen nach § 118 Absatz 1 Satz 3 der
Zivilprozessordnung und der Entscheidungen nach § 118 Absatz 2 Satz 4 der
Zivilprozessordnung obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des jeweiligen
Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das Verfahren insoweit überträgt. Liegen die
Voraussetzungen für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hiernach nicht vor, erlässt der
Urkundsbeamte die den Antrag ablehnende Entscheidung; anderenfalls vermerkt der
Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antragsteller nach seinen persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in welcher Höhe
gegebenenfalls Monatsraten oder Beträge aus dem Vermögen zu zahlen sind.“

Artikel 14

Änderung der Finanzgerichtsordnung

§ 142 Absatz 3 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nach den §§ 114 bis
116 der Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 der Zivilprozessordnung
bezeichneten Maßnahmen und der Entscheidungen nach § 118 Absatz 2 Satz 4 der
Zivilprozessordnung obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des jeweiligen
Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das Verfahren insoweit überträgt. Liegen die
Voraussetzungen für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hiernach nicht vor, erlässt der
Urkundsbeamte die den Antrag ablehnende Entscheidung; anderenfalls vermerkt der
Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antragsteller nach seinen persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in welcher Höhe
gegebenenfalls Monatsraten oder Beträge aus dem Vermögen zu zahlen sind.“ ‘

4. Der bisherige Artikel 12 wird Artikel 15 und Absatz 2 wie folgt gefasst:

„(2) Die Artikel 2, 3 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2, die Artikel 6, 7 Nummer 1, 3
und 5 bis 9 Buchstabe b und d, die Artikel 8, 9 Nummer 1 bis 6 und 8 bis 10, Artikel 10 Nummer
1, 2 Buchstabe a und b und Nummer 3 bis 5 sowie die Artikel 11 bis 14 treten am Tag nach der
Verkündung in Kraft.“
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